
1755 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 

über die Regierungsvorlage (1591 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Studienför­

derungsgesetz 1992 geändert wird 

Das Studienförderungsgesetz 1992, das mit 
Beginn des Studienjahres 1992/93 in Kraft trat, 
brachte eine tiefgreifende Reform der österreichi­
schen Studienförderung mit sich. 

Zahlreiche in den Kalenderjahren 1993 und 
1994 wirksam gewordene Regelungen im Sozialbe­
reich und im internationalen Bereich sowie die 
Geldwertentwicklung seit 1992 machen nun eine 
umfangreiche Anpassungsnovelle des Studienförde­
rungsgesetzes 1992 notwendig. Darüber hinaus 
geben einige Erkenntnisse des Verwaltungsgerichts­
hofes sowie die Erfahrungen in der Vollziehung 
mit dem Studienförderungsgesetz 1992 durch 
nunmehr drei Semester Anlaß zu Bereinigungen 
und Vereinfachungen im administrativen Ablauf. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage dient 
nachstehenden Zielsetzungen: 

Anpassung des Studienförderungsgesetzes 
1992 an den neuen Rechtsstand unter 
Aufrechterhaltung der sozialen Ausgewogen­
heit bei der Vergabe von Studienbeihilfen; 
Anpassung der Studienbeihilfen, der Absetz­
beträge und Einkommensgrenzen an die 
Geldwertentwicklung seit 1992 unter Berück­
sichtigung der Wohnkosten für Studierende; 
einfachere Regelungen und Erleichterungen 
im administrativen Ablauf. 

Der gesamte jährliche Mehrbedarf durch die 
vorgeschlagenen Rechtsänderungen beläuft sich für 
1995 auf insgesamt rund 142 Millionen Schilling. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
hat die erwähnte Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 29. Juni 1994 in Verhandlung 
genommen. An der Debatte beteiligten sich die 
Abgeordneten Franz M r k vi c k a, Herbert 
Scheibner, Dr. Christian Brünner, Dr. 

Helmut See I, Dipl.-Vw. Dr. Dieter Lu k es eh 
sowie der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung Dr. Erhard Bus e k. 

Die Abgeordneten Dr. Christian B r ü n n e rund 
Dr. Johann S t i pp e I brachten einen Abände­
rungsantrag betreffend Änderung der Ziffern 25 
(§ 37 Abs. 3 Z 3), 27 (§ 39 Abs. 2), 31 (§ 48 
Abs. 3), 33 (§ 50 Abs. 2) sowie Einfügung einer 
neuen Ziffere 27 a (§ 39 Abs. 3) ein, der wie folgt 
begründet war: 

"Die zu Z 31 und 33 beantragten Änderungen 
betreffen· Details der Vollziehung. 

Zu Z 31: Diese Änderung soll verhindern, daß 
jeder Studienrichtungswechsel in den ersten beiden 
Semestern wie ein Studienabbruch zu werten ist 
und einen gesonderten Studiennachweis erforder­
lich macht. 

Zu Z 33: Diese Änderung paßt den Nachweis des 
Studienerfolgs an Konservatorien jenem an Kunst­
hochschulen' an." 

Weiters brachten die Abgeordneten Dr. Chri­
stian B r ü n n e rund Dr. Johann S t i p p e I elllen 
Abänderungsantrag betreffend Ziffer 47 (§ 78 
Abs. 5) mit folgender Begründung ein: 

"Durch diese Änderung gegenüber der Regie­
rungsvorlage wird eine Anpassung der Einkom­
mensgrenzen und der Absetzbeträge für sonstige 
Familienmitglieder bereits mit 1. September 1994 
(gegenüber der Regierungsvorlage 1. September 
1995) bewirkt. 

Mit dieser Änderung sind folgende Mehrkosten 
gegenüber der Regierungsvorlage verbunden: 

1994 1995 1996 
Millionen Schilling 

BMWF 4,8 11,2 
BMUK 1,1 1,7 
BMGSK 0,3 0,7 

6,2 13,6 
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Diese Mehrkosten sind in Relation zu den 
geschätzten Jahreskosten für gesetzliche Verpflich­
tungen nach dem Studienförderungsgesetz auf 
Grund des Standes der Regierungsvorlage zu 
sehen: 

1994 1995 1996 
Millionen Schilling 

BMWF 1 040 1 080 1 153 
BMUK 151 160 171 
BMGSK 34 40 45 

Mit einer Anhebung der Einkommensgrenzen 
und der Absetzbeträge bereits ab dem Studienjahr 
1994/95 kann auf Grund von Schätzungen 
angenommen werden, daß damit das Ausscheiden 
von rund 1 500 Studierenden aus dem Studienför­
derungssystem gegenüber dem Studienjahr 1992/ 
93 verhindert werden kann. Dabei handelt es sich 
um Kinder, deren Eltern dem unteren Rand 
typischer Mittelstandsfamilien angehören (Fachar­
beiter, kleinere Angestellte oder Beamte mit zwei 
Elterneinkommen; mittlere Angestellte und Beamte 
oder Gewerbetreibende mit einem berufstätigen 
Elternteil). " 

Schließlich brachten die Abgeordneten Dr. 
Christian B r ü n n e rund Dr. Johann S t i p pe I 
einen Zusatzantrag betreffend Anfügung eines 
Satzes an § 78 Abs. 5 ein, der wie folgt begründet 
war: 

"Ohne die amtswegige Neuberechnung müßten 
die Studienbeihilfenbezieher, die nach elllem 

Dipl.-Vw. Dr. Josef Lackner 

Berichterstatter 

Antrag im Sommersemester 1994 weiterhin 
Anspruch auf Studienbeihilfe haben, einen Erhö­
hungsantrag bei der Studienbeihilfenbehörde stel­
len. Da solche Erhöhungsanträge erfahrungsgemäß 
von fast allen Beihilfenbeziehern eingebracht 
werden, ist damit ein erheblicher Bearbeitungsauf­
wand für die Bediensteten der Studienbeihilfen­
behörde verbunden. Dieser Aufwand für Beihilfen­
bezieher und Sachbearbeiter läßt sich durch eine 
gesetzlich festgeschriebene Neuberechnung von 
Amts wegen minimieren. Da sich die Einkommens­
nachweise im Wintersemester gegenüber dem 
Sommersemester üblicherweise nicht ändern, ist 
im Ergebnis kein Unterschied gegenüber der 
Neuberechnung auf Grund von Erhöhungsanträ­
gen zu erwarten." 

Bei der Abstimmung wurde der in der Regie­
rungsvorlage . enthaltene Gesetzentwurf unter 
Berücksichtigung der ob erwähnten Abänderungs­
anträge sowie des Zusatzantrages der Abgeordne­
ten Dr. Christian B r ü n n e rund Dr. Johann 
S t i p p e I in der diesem Bericht beigedruckten 
Fassung einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Wissenschaft und Forschung somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem a n g e - 0'0 
sc h los sen e·n Ge set zen t wurf die verfas- ,. 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1994 06 29 

Dr. Johann Stippel 

Obmann 
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Bundesgesetz, mit dem das Studienför­
derungsgesetz 1992 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Studienförderungsgesetz 1992, BGBL 
Nr 305, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr 29/1994, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Z 8 lautet: 

,,8. Studierende an medizinisch-technischen Aka­
demien und an Hebammenakademien, " 

2. § 5 Abs. 1 lautet: 

,,§ 5. (1) Der zuständige Bundesminister hat 
durch Verordnung zu bestimmen, inwieweit 
Personen, die si<;:h auf die Studienberechtigungs­
prüfung vorbereiten, unter Berücksichtigung von 
Art und Dauer des Studiums ordentlichen Hörern 
im Hinblick auf den Anspruch auf Studienbeihilfe 
gleichzustellen sind. Die Verordnung hat die 
Anspruchsdauer, den Nachweis des günstigen 
Studienerfolges und die Voraussetzungen für das 
Erlöschen des Anspruchs festzulegen." 

3. § 6 lautet: 

" Voraussetzungen 

§ 6. Voraussetzung für die Gewährung emer 
Studienbeihilfe ist, daß der Studierende 

1. sozial bedürftig ist (§§ 7 bis 12), 
2. noch kein Studium (§ 13) oder keine andere 

gleichwertige Ausbildung absolviert hat, 
3. einen günstigen Studienerfolg nachweist 

(§§ 16 bis 25) und 
4. das Studium, für das Studienbeihilfe beantragt 

wird, vor Vollendung des 40. Lebensjahres 
begonnen hat." 

4. § 7 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,§ 7. (1) Maßgebend für die soziale Bedürftig-
keit im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

1. Einkommen, 
2. Familienstand und 
3. Familiengröße 

des Studierenden, semer Eltern und semes Ehe­
gatten. 

(2) Für die Beurteilung von Einkommen, 
Familienstand und Familiengröße ist der Zeitpunkt 
der AntragsteIlung entscheidend." 

5. In § 8 Abs. 1 Z 1 wird die Wortfolge "in der 
Fassung der Kundmachung BGBI. Nr. 45/1992" 
ersetzt durch die Wortfolge "in der jeweils 
geltenden Fassung". 

6. § 8 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Sind im Einkommen ·lohnsteuerpflichtige 
Einkünfte enthalten, so sind bei der Ermittlung des 
Einkommens nach Abs. 1 jene lohnsteuerpflich­
tigen Einkünfte anzusetzen,. die in dem der 
AntragsteIlung vorangegangenen Kalenderjahr 
zugeflossen sind. Eine Hinzurechnung derartiger 
Einkünfte hat auch dann zu erfolgen, wenn zwar 
nicht im zuletzt veranlagten, jedoch in dem der 
AntragsteIlung vorangegangenen Kalenderjahr 
lohnsteuerpflichtige Einkünfte zugeflossen sind. 
Dies gilt sinngemäß auch für steuerfreie Bezüge 
gemäß § 9 Z 1 und Z 3." 

7. § 8 Abs. 4 Z 4 lautet: 

,,4. Einkünfte von Schülern und Studierenden aus 
Ferialtätigkeit. Darunter sind Tätigkeiten zu 
verstehen, die ausschließlich während der 
Hauptferien erfolgen, jedenfalls aber sämt­
liche Tätigkeiten, die ausschließlich während 
der Monate Juli und August durchgeführt 
werden." 

8. In § 9 Z 2 entfällt die Zitierung des § 9 EStG 
1988. 

9. § 10 lautet: 

"Pauschalierungsausgleich 

§ 10. Gewinne, die nach Durchschnittssätzen 
(§ 17 EStG 1988) ermittelt werden, sind zu 
erhöhen. Die Erhöhung beträgt 

1. bei Einkünften aus Land- lind Forstwirtschaft 
10% des Einheitswertes des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens, 

2 
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2. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, 
für die keine Veranlagung erfolgt, weitere 
10% des Einheitswertes des land- und 
forstwirtschaftlichen . Vermögens, 

3. bei Einkünften aus selbständiger Arbeit oder 
aus Gewerbebetrieb 10% dieser Einkünfte." 

10. § 11 lautet: 

"Einkommensnachweise 

§ 11. (1) Das Einkommen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes ist wie folgt nachzuweisen: 

1. grundsätzlich durch die Vorlage des 
EinkommensteuerbescHeides über das zuletzt 
veranlagte Kalenderj ahr, 

2. bei lohnsteuerpflichtigen Einkünften außer­
dem durch die Vorlage sämtlicher Lohnzettel 
über das letztvergangene Kalenderjahr, 

3. bei Einkünften aus Land-und Forstwirtschaft, 
die nach Durchschnittssätzen (§ 17 EStG 
1988) ermittelt werden, durch die Vorlage 
des zuletzt ergangenen Einheitswertbeschei­
des, 

4, bei steuerfreien Bezügen gemäß § 9 Z 1 und 
Z 3 durch eine Bestätigung der bezugs­
liquidierenden Stelle über die Bezüge im 
letztvergangenen Kalenderjahr. 

(2) über Sonderausgaben, allfällige steuerfreie 
Bezüge, Beträge gemäß § 9 Z 2 sowie ausländische 
Einkünfte ist eine Erklärung abzugeben. Es 
können, insbesondere bei ausländischen Einkünf­
ten, auch andere Nachweise über das Einkommen 
oder Teile desselben gefordert werden." 

11. § 12 lautet: 

"Sonderlälle der Einkommensbewertung 

§ 12. (1) Das im Kalenderjahr der Antrag­
stellung zu erwartende Jahreseinkommen ist für die 
Beurteilung der sozialen Bedürftigkeit zu schätzen, 
wenn es voraussichtlich eine mindestens ein Jahr 
dauernde Verminderung um mindestens 10 Pro­
zent gegenüber dem gemäß § 11 zu berück­
sichtigenden Einkommen erfährt. Eine Schätzung 
ist nicht zulässig bei Einkommensschwankungen 
infolge von Zahlungen gemäß den §§ 67 und 68 
EStG 1988 oder bei saisonal bedingten Ein­
kommensschwankungen. 

(2) Bei Ableben eines Elternteils, dessen Ein­
kommen zur Beurteilung der sozialen Bedürftigkeit 
heranzuziehen gewesen wäre, ist das zu erwar­
tende Einkommen aller für .die Beurteilung maß­
geblichen Personen zu schätzen. Diese Schätzung 
hat die infolge des Todesfalles anfallenden, 
regelmäßig wiederkehrenden Einkünfte zum Zeit­
punkt der AntragsteIlung, umgerechnet auf ein 
Kalenderj ahr, heranzuziehen. 

(3) Einkünfte aus Erwerbstätigkeit des Studie­
renden sowie seines Ehegatten sind zur Beurteilung 
der sozialen Bedürftigkeit nicht heranzuziehen, 

wenn vor der ersten Zuerkennung von Studienbei­
hilfe die Berufstätigkeit aus Studiengründen für 
mindestens ein Jahr aufgegeben wurde. Steuerfreie 
Bezüge gemäß § 9 Z 1 und 3 sind zur Beurteilung 
der sozialen Bedürftigkeit nicht heranzuziehen, 
wenn - abgesehen von Kapitalerträgen im Sinne 
des § 97 Abs. 1 und 2 EStG 1988 bis zu einem 
Höchstbetrag von 5 000 S - ab der Zuerkennung 
von Studienbeihilfe mindestens ein Jahr kein 
Einkommen' mehr bezogen wird." 

12. Der bisherige § 14 erhält die Bezeichnung 
Abs. 1. Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

,,(2) Bei kombinationspflichtigen Studienrichtun­
gen ist für den Bezug von Studienbeihilfe der 
günstige Studienerfolg aus jeder der beiden 
kombinierten Studienrichtungen nachzuweisen." 

13. § 19 Abs. 6 Z 2 lautet: 

,,2. bei Vorliegen wichtiger Gründe im Sinne der 
Z 1 oder der Abs. 2 und 4 die überschreitung 
der zweifachen Studienzeit des ersten 
Studienabschnittes zuzüglich eines Semesters 
(§ 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 2) oder die 
überschreitung der Studienzeit des zweiten 
und dritten Studienabschnittes um mehr als 
vier Semester (§ 15 Abs. 2) nachzusehen," 

14. § 20 Abs. 1 lautet: 

,,§ 20. (1) An Universitäten ist der Nachweis 
eines günstigen Studienerfolges zu erbringen: 

1. in den ersten beiden insgesamt inskribierten 
Semestern durch die Aufnahme als ordentli­
cher Hörer; 

2. nach den ersten beiden insgesamt inskribier­
ten Semestern und nach den ersten beiden 
Semestern jeder Studienrichtung durch Zeug­
nisse über erfolgreich absolvierte Lehrveran­
staltungen und Prüfungen, die m den 
Studienvorschriften vorgesehen sind, in 
einem der Studienzeit entsprechenden Aus­
maß; der Nachweis des- günstigen Studiener­
folges ist auch schon nach Abschluß des 
ersten Semesters einer Studienrichtung mög­
lich; 

3. nach jedem Studienabschnitt durch die 
Ablegung der Diplomprüfung oder des 
Rigorosums. " 

15. Nach § 25 wird folgender § 25 a eingefügt: 

"Studienerlolg an Hebammenakademien 

§ 25 a. (1) An Hebammenakademien ist der 
Nachweis des günstigen Studienerfolges zu er­
bringen: 

1. im ersten Ausbildungsjahr durch den Nach­
weis der' Aufnahme als Studierender gemäß 
§ 29 des Bundesgesetzes über den Hebam­
menberuf (Hebammengesetz HebG), 
BGBL Nr. 310/1994; 
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2. im zweiten' und dritten Ausbildungsjahr durch 
die Vorlage einer Bestätigung der Direktion 
über die Ablegung der Einzelprüfungen, 
deren Notendurchschnitt nicht schlechter als 
2,5 sein darf; 

3. nach dem dritten Ausbildungsjahr durch die 
V orlage einer Bestätigung der Direktion, aus 
der hervorgeht, daß die Leistungen des 
Studierenden nicht unter dem Durchschnitt 
liegen. 

(2) Ein günstiger Studienerfolg liegt auch nicht 
vor, wenn ein Studierender ein Ausbildungsjahr 
wiederholt oder wegen Nichterreichung des Aus­
bildungszieles gemäß § 31 Abs. 1 HebG vom 
weiteren Besuch der Einrichtung ausgeschlossen 
wurde." 

16. § 26 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,(1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 
5 800 S, soweit im folgenden nichts anderes 
festgelegt ist. 

(2) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 
8 800 S für Vollwaisen sowie für Studierende, die 
aus Studiengründen einen Wohnsitz im Gemeinde­
gebiet des Studienortes haben, weil der Wohnsitz 
der Eltern vom Studienort so weit entfernt ist, daß 
die tägliche Hin- und Rückfahrt zeitlich nicht mehr 
zumutbar ist. Leben die Eltern nicht in gemein­
samem Haushalt, so ist der Wohnsitz jenes 
Elternteils maßgebend, mit dem der Studierende 
zuletzt in gemeinsamem Haushalt gelebt hat." 

17. § 27 Abs. 1 lautet: 

,,§ 27. (1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt 
monatlich 8 800 S für Studierende, die sich vor 
der ersten Zuerkennung von Studienbeihilfe durch 
Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes minde­
stens vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben 
und weder mit einem eigenen Elternteil noch mit 
einem Elternteil des Ehegatten eine gemeinsame 
Unterkunft haben, die zugleich den Mittelpunkt 
ihrer Lebensbeziehungen darstellt (Hauptwohn­
sitz)." 

18. § 28 lautet: 

"Höchststudienbeihilfe für verheiratete Studierende 

§ 28. Die Hächststudienbeihilfe beträgt monat­
lich 9 400 S für verheiratete Studierende und für 
Studierende, die zur Pflege und Erziehung 
mindestens eines Kindes gesetzlich verpflichtet 
sind, wenn 'diese Studierenden weder mit einem 
eigenen Elternteil noch mit einem Elternteil des 
Ehegatten eine gemeinsame Unterkunft haben, die 
zugleich den Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen 
darstellt (Hauptwohnsit~)." 

19. In § 30 Abs. 3 entfällt der zweite Satz. 

20. § 31 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die zumutbare Unterhaltsleistung der Eltern 
beträgt bis zu 64 000 S ............................. 0% 

für die nächsten 64 000 S (bis zu 
128000 S) .................................................. 10% 

für die nächsten 64 000 S (bis zu 
192 000 S) .................................................. 15% 

für die nächsten 64 000 S (bis zu 
256 000 S) .................................................. 20% 

für die nächsten 64 000 S (bis zu 
320 000 S) .................................................. 25% 

für die nächsten 64 000 S (bis zu 
384 000 S) .................................................. 30% 

über 384 000 S............................................... 35% 
der Bemessungsgrundlage. Ein negatives Einkom­
men gemäß § 2 Abs. 2 EStG 1988 des einen 
Elternteiles vermindert das Einkommen des 
anderen Elternteiles nicht. Leben die Eltern nicht 
in gemeinsamem Haushalt, so beträgt die zumut­
bare Unterhaltsleistung die Summe der zunächst 
von jedem Elternteil getrennt zu berechnenden 
Unterhaltsleistungen. " 

21. § 31 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die zumutbare Unterhalts leistung des 
Ehegatten beträgt 30% des 51 000 S übersteigen­
den Betrages seiner Bemessungsgrundlage." 

22. § 32 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,(1) Die Bemessungsgrundlage des Studierenden, 
der Eltern sowie des Ehegatten des Studierenden 
umfaßt das Einkommen gemäß den §§ 8 bis 10 
abzüglich der Freibeträge gemäß Abs. 4 und der 
nachstehenden Absetzbeträge für die Personen, für 
die entweder der Studierende, einer seiner Eltern­
teile oder sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt 
leistet: 

1. für jede noch nicht schulpflichtige Person 
38 000 S; 

2. für jede schulpflichtige Person bis einschließ­
lich der achten Schulstufe 51 000 S; 

3. für jede Person nach Absolvierung der achten 
Schulstufe mit Ausnahme der in Z 4 
genannten 58 000 S; 

4. für jede Person, die eine der in § 3 genannten 
Einrichtungen als ordentlicher Hörer . (Stu­
dierender) besucht oder einem solchen gemäß 

'§ 5 gleichgestellt ist, 58 000 S; sofern es sich 
jedoch um auswärtige Studierende im Sinne 
des § 26 Abs. 2 handelt, 88 000 S; 

5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne 
des Familienlastenausgleichsgesetzes weitere 
26000 S. 

(2) Die Absetzbeträge vermindern sich um das 
17 000 S übersteigende Einkommen der betreffen­
den Person. Für den Studierenden selbst steht kein 
Absetzbetrag zu. Für den zweiten Elternteil ist 
jedenfalls ein Absetzbetrag in der Höhe gemäß 
Abs. 1 Z 3 zu berücksichtigen." 

23. § 32 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Als Freibeträge s.ind zu berücksichtigen 
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1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des 
Studierenden, 
a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger 

Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 
1988 zur Berechnung herangezogen 
werden, jeweils 20 000 S; 

b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte 
im Sinne der lit. a herangezogen werden, 
bei diesem 28 000 S; 

2. beim Studierenden, seinen Eltern und seinem 
Ehegatten, sofern ausschließlich Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des 
§ 25 Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie 
Bezüge gemäß § 9 Z 1 und Z 3 zur 
Berechnung herangezogen werden, jeweils 
weitere 18 000 S." . 

24. § 37 Abs. 1 lautet: 

,,§ 37. (1) Bei jeder Stipendienstelle ist für jede 
zu ihrem örtlichen Wirkungsbereich gehörende 
Universität und Kunsthochschule ein Senat der 
Studienbeihilfenbehörde einzurichten." 

25. § 37 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Bei jeder Stipendienstelle ist jeweils ein 
einziger Senat für Studierende an folgenden in 
ihrem örtlichen Wirkungsbereich bestehenden 
Ausbildungsstätten einzurichten: 

1. für Pädagogische Akademien, Berufspädago­
gische Akademien, Land- und forstwirtschaft­
liehe berufspädagogische Akademien sowIe 
für gleichgestellte Privatschulen, 

2. für Akademien für Sozialarbeit, 
3. für die in den Zuständigkeitsbereich des 

Bundesministers für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz fallenden Ausbildungs­
einrichtungen und 

4. für anerkannte Fachhochschul-Studiengänge." 

26. § 38 lautet: 

"Zusammensetzung der Senate 

§ 38. (1) Die Senate gemäß § 37 Abs. 1 bestehen 
aus einem rechtskundigen Hochschullehrer, zwei 
Studierenden und einem Bediensteten der Studien­
beihilfenbehörde. 

(2) Steht an einer Universität oder Kunsthoch­
schule kein rechtskundiger . Hochschullehrer zur 
Verfügung, ist ein rechtskundiger Bediensteter der 
Universitätsdirektion (Rektorat, Akademiedirekti­
on) als Mitglied zu bestellen. 

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Senate gemäß § 37 Abs. 1 sind vom Bundesminister 
und Forschung zu ernennen, und zwar 

1. der rechtskundige Hochschullehrer nach 
Anhörung der obersten akademischen Behör­
de dieser Einrichtungen, 

2. die Studierenden auf Vorschlag des Haupt­
ausschusses der jeweiligen Hochschülerschaft 
und 

3. der Bedienstete der Studienbeihilfenbehörde 
nach Anhörung des Leiters der Studienbei­
hilfenbehörde. 

(4) Die Senate gemäß § 37 Abs. 3 bestehen aus 
einem rechtskundigen Lehrer und zwei Studieren­
den einer der jeweiligen Einrichtungen sowie einem 
Bediensteten der Studienbeihilfenbehörde. 

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Senate gemäß § 37 Abs. 3 sind vom jeweils 
zuständigen Bundesminister zu ernennen, wobei 
die Studierenden auf Vorschlag der Studentenver­
tretungen und der Bedienstete der Studienbeihilfen­
behörde nach Anhörung des Leiters der Studienbei­
hilfenbehörde zu ernennen sind. 

(6 ) Vorsitzender des Senates ist das rechts­
kundige Mitglied." 

. 27. § 39 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Anträge sind im Wintersemester in der Zeit 
vom 15. September bis 21. Dezember und im 
Sommersemester in der Zeit vom 15. Februar bis 
31. Mai zu stellen. An Fachhochschul-Studiengän­
gen sind Anträge auf Studienbeihilfe in der Zeit 
vom 15. September bis 21. Dezember zu stellen. 
An medizinisch-technischen Akademien und 
Hebammenakademien, deren Ausbildungsjahr bis 
spätestens 30. April beginnt, sind Anträge in der 
Zeit vom 15. Februar bis 31. Mai, ansonsten in der 
Zeit vom 15. September bis 21. Dezember zu 
stellen. Verspätete Anträge sind zurückzuweisen." 

27 a. § 39 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die Anträge sind bei der zuständigen 
StipendiensteIle einzubringen. Studierende an 
Akademien, medizinisch-technischen Akademien 
und Hebammenakademien können Anträge auch 
bei der Direktion der besuchten Lehranstalt 
einbringen. " 

28. An § 39 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

,,(8) Ein Antrag auf Studienbeihilfe kann bereits 
einen Monat vor der Antragsfrist gemäß Abs. 2 
gestellt werden, wenn der Studierende für' 
denselben Zeitraum auch Beihilfe für ein Auslands­
studium beantragt hat." 

29. § 46 Abs. 1 Z 4 lautet: 

,,4. der Landeshauptmann für Studierende an 
medizinisch-technischen Akademien und an 
Hebammenakademien. " 

30. § 47 Abs. 1 Z 3 lautet: 

,,3. Studierenden an medizinisch-technischen 
Akademien und an Hebammenakademien ab 
dem Monat, in dem das Ausbildungsjahr 
beginnt," 
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31. § 48 lautet:. 

"Nachweise 

§ 48. (1) Studierende, die in den ersten beiden 
insgesamt inskribierten Semestern (im ersten Aus­
bildungsjahr) Studienbeihilfe bezogen haben, sind 
verpflichtet, spätestens in der auf das zweite 
Semester folgenden Antragsfrist (§ 39 Abs. 2) 
Nachweise über ihren Studienerfolg vorzulegen. 
Dies gilt auch für Studierende, die erstmals im 
zweiten insgesamt inskribierten Semester Studien­
beihilfe bezogen haben. 

(2) Die Nachweise gemäß Abs. 1 müssen zum 
Ausschluß der Rückzahlungsverpflichtung wenig­
stens das halbe Stundenausmaß jener Nachweise 
umfassen, die für den weiteren Bezug von 
Studienbeihilfe gefordert werden. Studierende an 
medizinisch-technischen Akademien und an 
Hebammenakademien haben stattdessen eme 
Bestätigung der Direktion über die erfolgreiche 
Ablegung wenigstens der Hälfte der vorgeschrie­
benen Einzelprüfungen vorzulegen. 

(3) Studierende, die im ersten Semester Studien­
beihilfe bezogen haben und danach nicht weiter 
inskribieren oder das Studium nicht unmittelbar 
fortsetzen, haben zum Ausschluß der Rückzah~ 
lungsverpflichtung in der auf das erste Semester 
folgenden Antragsfrist (§ 39 Abs. 2) Studiennach­
weise über Prüfungen und Lehrveranstaltungen aus 
Pflicht- und Wahlfächern ihres Studiums im 
Umfang von vier Semesterwochenstunden vorzu­
legen. 

(4) Bezieher von Studienbeihilfe haben der 
Studienbeihilfenbehörde binnen zwei Wochen 
nach Kenntnis jeden Sachverhalt zu melden, der 
ein Ruhen, eine Verminderung oder ein Erlöschen 
ihres Anspruches auf Studienbeihilfe zur Folge 
hat." ' 

32. § 49 lautet: 

"Ruhen des Anspruches 

§ 49. (1) Der Anspruch auf Studienbeihilfe ruht 
während der Semester, in den~n Studierende 
beurlaubt sind, und während der vollen Monate, 
in denen sie am Studium überwiegend behindert 
sind oder den Präsenz- oder Zivildienst leisten. 
Sofern die Studien- und Ausbildungsvorschriften 
eine Inskription vorsehen, ruht der Anspruch auch 
während der Semester, in denen Studierende nicht 
inskribiert sind. 

(2) Der Anspruch ruht nicht während eines 
Studiums an einer Universität oder Hochschule 
künstlerischer Richtung im Ausland in der Dauer 
von höchstens vier Semestern sowie während eines 
Studiums an einer Fachhochschule oder an einer 
der Akademie gleichwertigen Einrichtung Im 
Ausland In der Dauer von höchstens zweI 
Semestern. 

(3) Der Anspruch ruht während der Monate, in 
denen Studierende einer Berufstätigkeit von mehr 
als zwei Wochen nachgehen, wenn diese mehr als 
eine Halbbeschäftigung darstellt. Ausgenommen 
hievon sind die in § 8 Abs. 4 genannten Tätig­
keiten. Weiters ruht der Anspruch während der 
Monate, in denen Studierende durch mehr als zwei 
Wochen Leistungen nach dem Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz 1977, BGBI. Nr. 609, oder nach 
dem Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBI. Nr 395/ 
1974, beziehen. 

(4) Der Anspruch ruht nicht während der 
Durchführung eines in den Studienvorschriften 
vorgesehenen Praktikums (einer Praxis) mit einem 
Entgelt von weniger als 3 500 S monatlich. 

(5) Der Anspruch ruht während der Monate, in 
denen Studierende vor Ablauf der in § 12 Abs. 3 
genannten Jahresfrist einer Berufstätigkeit nach­
gehen. Ausgenommen hievon sind die in § 8 Abs. 4 
genannten Tätigkeiten sowie Praktika gemäß 
Abs.4." 

33. § 50 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Anspruch auf Studienbeihilfe erlischt 
mit dem Ende des letzten Monats jenes Semesters 
(halben Ausbildungsjahres), 

1. mit dem die Anspruchsdauer für das Studium 
(den Studienabschnitt) endet oder 

2. für das der Studierende keinen Studiennach­
weis gemäß den §§ 20 Abs. 1 Z 2, 21 Abs. 1 
Z 2 und 3 oder 24 Z 2 und 3 vorgelegt hat." 

34. An § 50 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Bei Studierenden an Hebammenakademien 
erlischt der Anspruch auf Studienbeihilfe mit Ende 
des Monats, in dem der Studierende gemäß § 31 
Abs. 1 HebG vom weiteren Besuch der 
Hebammenakademie ausgeschlossen wurde." 

35. § 51 Abs. 1 lautet: 

,,§ 51. (1) Studierende haben zurückzuzahlen: 
1. Studienbeihilfenbeträge, deren Zuerkennung 

erschlichen wurde; 
2. Studienbeihilfenbeträge, deren Zuerkennung 

durch unvollständige oder unwahre Angaben 
bewirkt wurde; 

3. Studienbeihilfenbeträge, die nach dem Eintritt 
eines gesetzlichen Erlöschensgrundes oder 
während des Ruhens des Anspruches aus­
bezahlt wurden; 

4. Studienbeihilfenbeträge, für deren Auszah­
lung die Voraussetzungen durch eine nach­
trägliche Abänderung des Bewilligungsbe­
scheides weggefallen ist; 

5. den gesamten Betrag der erhaltenen Studien­
beihilfe, der in den ersten bei den Semestern 
bezogen wurde, wenn nicht wenigstens 
Studiennachweise in dem in § 48 Abs. 2 
festgelegten Ausmaß vorgelegt werden; 
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6. den gesamten Betrag der im ersten Semester 
bezogenen Studienbeihilfe, wenn nach einem 
Studienabbruch oder einer Studienunterbre­
chung nicht wenigstens Studiennachweise in 
dem in § 48 Abs. 3 festgelegten Ausmaß 
vorgelegt werden." 

36. In § 51 Abs. 3 wird die Wortfolge "der 
Abs. 1 Z 4" durch die Wortfolge "des Abs. 1 Z 5 
und 6" ersetzt. 

37. § 53 Abs. 1 lautet: 

,,§ 53. (1) Zur Absolvierung von Lehrveranstal­
tungen aus Pflichtfächern, die in den Studienvor­
schriften vorgeschrieben sind und einen Aufenthalt 
außerhalb des Studienortes und der Gemeinde, in 
der sich der Wohnsitz der Eltern befindet, 
erfordern, haben Studierende der in § 3 genannten 
Einrichtungen Anspruch auf Studienzuschuß, 
sofern sie für diese Tätigkeit kein Entgelt 
beziehen." 

38. Der 3. Abschnitt des III. Hauptstücks lautet: 

,,3. Abschnitt 

Förderung von Auslandsstudien 

Studienbeihilfe während Auslandsstudien 

§ 53 a. (1) Studierende an Universitäten, Kunst­
hochschulen und Theologischen Lehranstalten 
haben während eines Auslandsstudiums in der 
Dauer von höchstens vier Semestern weiterhin 
Anspruch auf Studienbeihilfe. 

(2) Studierende an Pädagogischen Akademien, 
Berufspädagogischen Akademien, Akademien für 
Sozialarbeit, Land- und forstwirtschaftlichen 
berufspädagogischen Akademien und von Fach­
hochschul-Studiengängen haben während eines 
Auslandsstudiums in der Dauer von höchstens 
zwei Semestern weiterhin Anspruch auf Studienbei­
hilfe. 

Beihilfe für ein Auslandsstudium an Universitäten, 
Kunsthochschulen und Theologischen Lehranstalten 

§ 54. (1) Zur Unterstützung von Studien an 
ausländischen Universitäten und Hochschulen 
haben Studienbeihilfenbezieher, die an Universitä­
ten, Kunsthochschulen oder Theologischen Lehr­
anstalten studieren, Anspruch avf Beihilfe für ein 
Auslandsstudium. 

(2) Voraussetzung ist 
1. die Ablegung einer Diplomprüfung oder eines 

Rigorosums oder, wenn das Studium nur aus 
einem Studienabschnitt besteht, die Inskrip­
tion des mindestens fünften einrechenbaren 
Semesters der jeweiligen Studienrichtung und 

2. eine Dauer des Auslandsstudiums von 
mindestens drei Monaten. 

Anträge 

§ 55. Ein Antrag auf Gewährung einer Beihilfe 
für ein Auslandsstudium ist längstens· drei Monate 
nach Beginn des Auslandsstudiums bei der 
Studienbeihilfenbehörde einzubringen. Studierende 
haben 

1. die voraussichtliche Dauer des Auslands­
studiums anzugeben, 

2. das beabsichtigte Studienprogramm vorzule­
gen, 

3. eine Bestätigung der zuständigen akademi­
schen Behörde vorzulegen, daß auf Grund 
des Studienprogrammes die Gleichwertigkeit 
als Voraussetzung für die Anrechnung des 
Auslandsstudiums und die Anerkennung der 
Prüfungen gegeben ist (§ 21 AHStG, §§ 30 
und 31 KHStG) oder das Auslandsstudium 
zur Anfertigung einer Diplomarbeit oder 
Dissertation dient, und 

4. dem Antrag die erforderlichen Nachweise 
beizuschließen. 

Zuerkennung 

§ 56. (1) Die Höhe der Beihilfe für em 
Auslandsstudium beträgt mindestens 2 000 Sund 
höchstens 8 000 S monatlich. Die Höhe der 
Beihilfe ist für die einzelnen Staaten vom Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung durch 
Verordnung festzusetzen. Dabei ist auf die durch­
schnittlichen Mehrkosten Bedacht· zu nehmen, die 
sich aus der Lebensführung und dem Studium im 
Ausland ergeben. 

(2) Beihilfe für ein Auslandsstudium ist für 
höchstens insgesamt zehn Monate zu gewähren. 

(3) Die Beihilfe für ein Auslandsstudium wird 
monatlich ausbezahlt, sobald die Inskriptionsbe­
stätigung für das Auslandsstudium vorgelegt 
wurde. 

(4) Innerhalb der nächsten nach Abschluß des 
Auslandsstudiums beginnenden Antragsfrist ist der 
Studienbeihilfenbehörde ein Studienerfolgsnach­
weis über die. im Ausland betriebenen Studien 
vorzulegen. Dieser Nachweis wird erbracht durch 
Bestätigungen der zuständigen akademischen 
Behörde über erfolgreich absolvierte Prüfungen 
und Lehrveranstaltungen oder über erfolgreich 
durchgeführte Arbeiten, im Zusammenhang mit 
der Anfertigung einer Diplomarbeit oder Disserta­
tion. Das Ausmaß der Prüfungen hat bei Auslands­
studien von höchstens fünf Monaten mindestens 
sechs Semesterwochenstunden zu betragen, anson­
sten mindestens zwölf Semesterwochenstunden. 
Wird dieser Studiennachweis nicht erbracht, ist 
die Beihilfe für ein Auslandsstudium zurückzuzah­
len. 
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(5) Der Anspruch auf Beihilfe für ein Auslands­
studium erlischt mit Ende des Monats, mit dem das 
Auslandsstudium abgebrochen wurde. Im übrigen 
sind die Bestimmungen der §§ 50 und 51 
anzuwenden. 

(6) Semester eines Auslandsstudiums, für die 
Studienbeihilfe oder eine Beihilfe für ein Auslands­
studium gewährt wurde, sind in die Anspruchsd:m­
er auf Studienbeihilfe einzurechnen. 

Beihilfe für ein Auslandsstudium an Akademien und 
Fachhochschulen 

§ 56 a. (1) Zur Unterstützung von Auslands­
studien Studierender an Pädagogischen Akade­
mien, Berufspädagogischen Akademien, Akademien 
für Sozialarbeit, Land- und forstwirtschaftlichen 
berufspädagogischen Akademien und von Fach­
hochschul-Studiengängen, die Studienbeihilfe 
beziehen, besteht Anspruch auf Beihilfen für 
Auslandsstudien. 

(2) Voraussetzung ist 
1. die Absolvierung von mindestens zwei Seme­

stern (einem Ausbildungsjahr) an der Aka­
demie oder des Fachhochschul-Studienganges, 

2. eine Dauer des Auslandsstudiums von 
mindestens einem Monat, 

3. die Durchführung des Auslandsstudiums an 
einer der Akademie gleichwertigen Einrich­
tung oder an einer anerkannten Fachhoch­
schule. 

(3) Der Antrag auf Gewährung der Beihilfe für 
Auslandsstudien hat eine Bestätigung der Leitung 
der Akademie oder des Fachhochschul-Studiengan­
ges über die Gleichwertigkeit des geplanten 
Auslandsstudiums zu enthalten. 

(4) Sofern keine Bestätigung der Leitung der 
Akademie oder des Fachhochschul-Studienganges 
über die erfolgreiche Absolvierung des Auslands­
studiums vorgelegt wird, ist die bezogene Beihilfe 
für das Auslandsstudium zurückzuzahlen. 

(5) Im übrigen sind die Bestimmungen der §§ 55 
und 56 anzuwenden." 

39. § 63 lautet: 

" Förderungsziel 

§ 63. Förderungsstipendien dienen Zur Förde­
rung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbei­
ten von Studierenden und Absolventen ordentlicher 
Studien an Universitäten, Kunsthochschulen und 
Theologischen Lehranstalten." 

40. In § 66 entfällt Z 3 i die bisherige Z 4 erhält 
die Bezeichnung Z 3. 

41. § 67 Abs.3 lautet: 

,,(3) Den Studierenden ist bei Zuerkennung des 
Förderungsstipendiums aufzutragen, nach Abschluß 
der geförderten Arbeit dem zuerkennenden 

Kollegialorgan einen Bericht über die widmungs­
gemäße Verwendung des Förderungsstipendiums 
vorzulegen. In der Ausschreibung (§ 65) kann 
vorgesehen werden, daß bis zu 25% des Förde­
rungsstipendiums erst nach Vorläge des Berichts 
ausbezahlt werden." 

42. Im III. Hauptstück wird folgender 
8. Abschnitt angefügt: 

,,8. Abschnitt 

Psychologische Studentenberatung 

§ 68 a. (1) Zur Unterstützung der Studienwahl 
und der Studientätigkeit können vom Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung an jedem 
Hochschulstandort Psychologische Beratungsstellen 
für Studierende an Universitäten, Kunsthochschu­
len, Theologischen Lehranstalten und Fachhoch­
schul-Studiengängen ge.schaffen werden. 

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung kann durch Verordnung im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht 
und Kunst die Zuständigkeit dieser Stellen auf 
Studierende an Pädagogischen Akademien, Berufs­
pädagogischen Akademien, Akademien für Sozial­
arbeit, Land- und forstwirtschaftlichen berufspäd­
agogischen Akademien und Konservatorien, . im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz auch 
auf Studierende an medizinisch-technischen Aka­
demien und Hebammenakademien ausdehnen." 

43. § 75 Abs. 1 lautet: 

,,§ 75. (1) Für die Beurteilung der sozialen 
Bedürftigkeit auf Grund von Einkommen in den 
Kalenderjahren vor 1994 gelten die §§ 9, 10 und 
11 Abs. 1 in der bis zum 31. August 1994 
geltenden Fassung weiterhin." 

44. An § 75 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Für die Beurteilung von Anträgen auf 
Beihilfen für ein Auslandsstudium ist abweichend 
von § 1 Abs. 4 die Rechtslage zum Zeitpunkt der 
Erledigung maßgebli~h." 

45. § 76 Abs. 1 Z 3 lautet: 

,,3. hinsichtlich der medizinisch-technischen Aka­
demien und der Hebammenakademien der 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz. " 

46. § 78 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Verordnungen auf Grund einer Novelle 
dieses Bundesgesetzes können bereits von dem auf 
die Kundmachung der Novelle folgenden Tag an 
erlassen werden. Sie können frühestens mit dem 
Inkrafttreten der Novelle in Kraft gesetzt werden." 
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47. An § 78 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Der § 3 Abs. 1, der § 5 Abs. 1, der § 6, der 
§ 7 Abs. 1 und 2, der § 8 Abs. 1, 2 und 4, der § 9, 
der § 10, der § 11, der § 12, der § 14, der § 19 
Abs. 6, der § 20 Abs. 1, der § 25 a, der 26 Abs. 1 
und 2, der § 27 Abs. 1, der § 28, der § 30 Abs. 3, 
der § 31 Abs. 1 und 3, der § 32 Abs. 1, 2 und 4, 
der § 37 Abs. 1 und 3, der § 38, der § 39 Abs. 2 
und 8, der § 46 Abs. 1, der § 47 Abs. 1, der § 48, 
der § 49, der § 50 Abs. 2 und 5, der § 51 Abs. 1 
und 3, der § 53 Abs. 1; der § 53 a, der § 54, der 
§ 55, der § 56, der § 56 a, der § 63, der § 66, der 
§ 67 Abs. 3, der § 68 a, der § 75 Abs. 1 und 7, der 

§ 76 Abs. 1 und der § 78 Abs. 2 und 5 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 
treten mit 1. September 1994 mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die höheren 'Beträge für die Höchst­
studienbeihilfen (§ 26 Abs. 1 und 2, § 27 Abs. 1, 
§ 28) erst ab 1. September 1995 zur Berechnung 
der Studienbeihilfe heranzuziehen sind. Für 
Studienbeihilfenbezieher, die auf Grund eines 
Antrages im Sommersemester 1994 auch im 
Wintersemester 1994/95 Anspruch auf Studienbei­
hilfe haben, ist die Studienbeihilfe ohne weiteres 
Ermittlungsverfahren unter Berücksichtigung der 
erhöhten Bemessungsgrundlagen (§ 31 Abs. 1 und 
3) und Absetzbeträge (§ 32 Abs. 1 und 2) für das 
Wintersemester 1994/95 neu zu berechnen." 
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